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ALLGEMEINE GESCHÄFTSBEDINGUNGEN 

für das Werbegeschäft in allen Print-Medien

1.	 „Anzeigenauftrag“ im Sinne der nachfolgenden Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen ist der Vertrag über die Veröffentlichung 
einer oder mehrerer Anzeigen eines Werbungstreibenden in einer 
Druckschrift zum Zweck der Verbreitung. Es wird die drucktechnisch 
einwandfreie Wiedergabe der Anzeigen entsprechend den zur 
Verfügung gestellten Unterlagen gewährleistet. Geringfügige Abwe-
ichungen im Druck und Farbausfall bleiben in jedem Falle vorbehalten 
und gelten nicht als Mangel i.S.v. § 633 BGB. Es gilt ein ausdrücklicher 
Haftungsausschluss bei drucktechnischen Problemen, sofern Anzei-
gen als einfarbige Fläche angelegt sind bzw. angeliefert wurden.  

2.	 Anzeigenaufträge sind im Zweifel innerhalb eines Jahres nach 
Vertragsabschluss abzuwickeln. Ist im Rahmen eines Abschlusses das 
Recht zum Abruf einzelner Anzeigen eingeräumt, so ist der Auftrag 
innerhalb eines Jahres seit Erscheinen der ersten Anzeige abzuwick-
eln, sofern die erste Anzeige innerhalb der in Satz 1 genannten Frist 
abgerufen und veröffentlicht wird.  

3.	 Bei Abschlüssen ist der Auftraggeber berechtigt, innerhalb der vere-
inbarten bzw. der in Ziff. 2 genannten Frist auch über die im Auftrag 
genannte Anzeigenmenge hinaus weitere Anzeigen abzurufen.  

4.	 Wird ein Auftrag aus Umständen nicht erfüllt, die der Verlag nicht zu 
vertreten hat, so hat der Auftraggeber, unbeschadet etwaiger weiterer 
Rechtspflichten, den Unterschied zwischen dem gewährten und dem 
der tatsächlichen Abnahme entsprechenden Nachlass dem Verlag zu 
erstatten. Die Erstattung entfällt, wenn die Nichterfüllung auf höherer 
Gewalt im Risikobereich des Verlages beruht.  

5.	 Bei der Errechnung der Abnahmemengen werden Text-Millimeter-
zeilen dem Preis entsprechend in Anzeigen-Millimeter umgerechnet.  

6.	 Für die Aufnahme von Anzeigen und Fremdbeilagen in bestimmten 
Nummern, bestimmten Ausgaben oder an bestimmten Plätzen der 
Druckschrift wird keine Gewähr geleistet, es sei denn, dass der Auf-
traggeber die Gültigkeit des Auftrages ausdrücklich davon abhängig 
gemacht hat. Bei rubrizierten Anzeigen gewährleistet der Verlag den 
Abdruck in der jeweiligen Rubrik, ohne dass dies der ausdrücklichen 
Vereinbarung bedarf.  

7.	 Textteil-Anzeigen sind Anzeigen, die mit mindestens drei Seiten an 
den Text oder ein Foto und nicht an andere Anzeigen angrenzen. 
Anzeigen, die aufgrund ihrer redaktionellen Gestaltung nicht als 
Anzeigen erkennbar sind, werden als solche vom Verlag mit dem 
Wort „Anzeige“ deutlich kenntlich gemacht.  

8.	 Der Verlag behält sich vor, Anzeigenaufträge – auch einzelne Abrufe 
im Rahmen eines Abschlusses – und Beilagenaufträge wegen des 
Inhalts, der Herkunft oder technischen Form nach einheitlichen 
Grundsätzen des Verlags abzulehnen. Auch bei rechtsverbindlich 
bestätigten Aufträgen können Anzeigen und Beilagen zurückgewi-
esen werden, wenn deren Inhalt nach pflicht- gemäßem Ermessen 
des Verlages gegen Gesetze, behördliche Bestimmungen oder die 
guten Sitten verstößt oder deren Veröffentlichung für den Verlag 
unzumutbar ist. Dies gilt für Aufträge, die bei Geschäftsstellen, An-
nahmestellen oder Vertretern aufgegeben werden. Beilagenaufträge 
sind für den Verlag erst nach Vorlage eines Musters der Beilage und 
deren Billigung bindend. Beilagen, die durch Format oder Aufma-
chung beim Leser den Eindruck eines Bestandteils der Zeitung oder 
Zeitschrift erwecken oder Fremdanzeigen enthalten, werden nicht 
angenommen. Die Ablehnung eines Auftrages wird dem Auftraggeber 
unverzüglich mitgeteilt.  

9.	 Für die rechtzeitige Lieferung des Anzeigentextes und einwand-
freier Druckunterlagen oder der Beilagen ist der Auftraggeber 
verantwortlich. Ein Anzeigenauftrag ist für den Auftraggeber 
rechtsverbindlich, wenn er persönlich, telefonisch, schriftlich, 
per Telefax oder E-Mail erteilt wird. Macht der Auftraggeber von 

einem ihm eingeräumten Rücktrittsrecht Gebrauch, so sind Verlag 
oder Anzeigenvermittlung hiervon mindestens 8 Wochen vor dem 
festgelegten Zeitraum zu verständigen. Für erkennbar ungeeignete 
oder beschädigte Druckunterlagen fordert der Verlag unverzüglich 
Ersatz an. Der Verlag gewährleistet die für den belegten Titel übliche 
Druckqualität im Rahmen der durch die Druckunterlagen gegebenen 
Möglichkeiten.

10.	Der Auftraggeber hat bei ganz oder teilweise unleserlichem, 
unrichtigem oder bei unvollständigem Abdruck der Anzeige Anspruch 
auf Zahlungsminderung oder eine einwandfreie Ersatzanzeige, aber 
nur in dem Ausmaß, in dem der Zweck der Anzeige beeinträchtigt 
wurde. Lässt der Verlag eine ihm hierfür gestellte angemessene 
Nachfrist verstreichen, so hat der Auftraggeber ein Rücktrittsrecht. 
Schadensersatzansprüche aus Unmöglichkeit der Leistung, aus 
Verzug, aus positiver Forderungsverletzung, aus Verschulden bei 
Vertragsabschluss und aus unerlaubter Handlung sind – auch bei 
telefonischer Auftragserteilung – ausgeschlossen, es sei denn, sie 
beruhen auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit des Verlegers, seines 
gesetzlichen Vertreters oder eines Erfüllungsgehilfen. Weitergehende 
Haftungen für den Verlag sind ausgeschlossen. Reklamationen 
müssen innerhalb von vier Wochen nach Eingang von Rechnung und 
Beleg geltend gemacht werden. 

11.	Probeabzüge werden nur auf ausdrücklichen Wunsch geliefert. 
Der Auftraggeber trägt die Verantwortung für die Richtigkeit der 
zurückgesandten Probeabzüge. Sendet der Auftraggeber den ihm 
rechtzeitig übermittelten Probeabzug nicht innerhalb der gesetzten 
Frist zurück, so gilt die Genehmigung zum Druck als erteilt. 

12.	Sind keine besonderen Größenvorschriften gegeben, so wird die 
nach Art der Anzeige übliche, tatsächliche Abdruckhöhe der Berech-
nung zugrunde gelegt. 

13.	Falls der Auftraggeber nicht Vorauszahlung leistet, werden Rechnung 
und Beleg sofort, möglichst aber vierzehn Tage nach Veröffentli-
chung der Anzeige übersandt. Die Rechnung ist innerhalb der aus 
der Preisliste ersichtlichen vom Empfang der Rechnung an laufenden 
Frist zu bezahlen, sofern nicht im einzelnen Fall eine andere Zah-
lungsfrist oder Vorauszahlung vereinbart ist. Etwaige Nachlässe für 
vorzeitige Zahlung werden nach der Preisliste gewährt. 

14.	Bei Zahlungsverzug oder Stundung werden Verzugszinsen lt. 
Geschäftsbedingungen sowie die Einziehungskosten berechnet. Der 
Verlag kann bei Zahlungsverzug die weitere Ausführung des laufen-
den Auftrages bis zur Bezahlung zurückstellen und für die restlichen 
Anzeigen Vorauszahlung verlangen. Bei Vorliegen begründeter 
Zweifel an der Zahlungsfähigkeit des Auftraggebers ist der Verlag 
berechtigt, auch während der Laufzeit eines Anzeigenabschlusses das 
Erscheinen weiterer Anzeigen ohne Rücksicht auf ein ursprünglich 
vereinbartes Zahlungsziel von der Vorauszahlung des Betrags und 
von dem Ausgleich offen stehender Rechnungsbeträge abhängig 
zu machen. 

15.	Der Verlag liefert mit Rechnung auf Wunsch einen Anzeigenbeleg. 
Je nach Art und Umfang des Anzeigenauftrags werden Anzei-
genausschnitte, Belegseiten oder vollständige Belegnummern 
geliefert. Kann ein Beleg nicht mehr beschafft werden, so tritt an 
seine Stelle eine rechtsverbindliche Bescheinigung des Verlags über 
die Veröffentlichung und Verbreitung der Anzeige.

16.	Kosten für die Anfertigung von Druckunterlagen sowie für vom 
Auftraggeber gewünschte oder zu vertretende erhebliche Änderun-
gen ursprünglich vereinbarter Ausführungen hat der Auftraggeber 
zu tragen. 

17.	 Aus einer Auflagenminderung kann ein Anspruch auf Preisminderung 
hergeleitet werden, wenn im Gesamtdurchschnitt des mit der ersten 
Anzeige beginnenden Insertionsjahres die in der Preisliste oder auf 
andere Weise zugesicherte durchschnittliche Auflage oder – wenn 
eine Auflage nicht zugesichert ist – die durchschnittlich verkaufte 
(bei Fachzeitschriften gegebenenfalls die durchschnittlich tatsächlich 
verbreitete) Auflage des vergangenen Kalenderjahres unterschritten 
wird. Eine Auflagenminderung ist nur dann ein zur Preisminderung 
berechtigender Mangel, wenn sie 
bei einer Auflage bis zu 50.000 Exemplaren 20 v.H. 

bei einer Auflage bis zu 100.000 Exemplaren 15 v.H. 
bei einer Auflage bis zu 500.000 Exemplaren 10 v.H. 
bei einer Auflage über 500.000 Exemplaren 5 v.H. 
 
beträgt. Darüber hinaus sind etwaige Preisminderungs- und 
Schadensersatzansprüche ausgeschlossen, wenn der Verlag dem 
Auftraggeber von dem Absinken der Auflage so rechtzeitig Kenntnis 
gegeben hat, dass dieser vor Erscheinen der Anzeige vom Vertrag 
zurücktreten konnte. 

18.	Bei Ziffernanzeigen wendet der Verlag für die Verwahrung und 
rechtzeitige Weitergabe der Angebote die Sorgfalt eines ordentlichen 
Kaufmanns an. Er übernimmt darüber hinaus keine Haftung. 
Einschreibbriefe und Eilbriefe auf Ziffernanzeigen werden nur auf 
normalem Postwege weitergeleitet. Die Eingänge auf Ziffernanzeigen 
werden vier Wochen aufbewahrt. Zuschriften, die in dieser Frist nicht 
zugestellt werden können, werden vernichtet. Wertvolle Unterlagen 
sendet der Verlag zurück, ohne dazu verpflichtet zu sein. Der Verlag 
behält sich im Interesse und zum Schutz des Auftraggebers das Recht 
vor, die eingehenden Angebote zur Ausschaltung von Missbrauch 
des Zifferndienstes zu Prüfzwecken zu öffnen. Zur Weiterleitung von 
geschäftlichen Anpreisungen und Vermittlungsangeboten ist der 
Verlag nicht verpflichtet. 

19.	Druckunterlagen werden nur auf besondere Anforderung an den 
Auftraggeber zurückgesandt. Die Pflicht zur Aufbewahrung endet drei 
Monate nach Ablauf des Auftrags. 

20.	Erfüllungsort ist der Sitz des Verlages. Gerichtsstand ist, soweit 
das Gesetz zwingend nichts anderes vorsieht, der Sitz des Verlags. 
Auch für das Mahnverfahren sowie für den Fall, dass der Wohnsitz 
oder gewöhnliche Aufenthalt des Auftraggebers im Zeitpunkt der 
Klageerhebung unbekannt ist, ist als Gerichtsstand der Sitz des 
Verlags vereinbart. 

Zusätzliche Geschäftsbedingungen 

a.	 Mit der Erteilung eines Anzeigenauftrages erkennt der Auftraggeber 
die Allgemeinen und die Zusätzlichen Geschäftsbedingungen sowie 
die Preisliste des Verlags an. 

b.	 Der Verlag wendet bei Entgegennahme und Prüfung der Anzeigen-
texte die geschäftsübliche Sorgfalt an, haftet jedoch nicht, wenn er 
von den Auftraggebern irregeführt wird. 

c.	 Voraussetzung für eine Provisionszahlung an Werbungsmittler ist, 
dass der Auftrag unmittelbar vom Werbungsmittler erteilt wird und 
Text bzw. Druckunterlagen auch von ihm geliefert werden. Die 
Werbemittler und Werbeagenturen sind verpflichtet, sich in ihren 
Angeboten, Verträgen und Abrechnungen mit den Werbungstreiben-
den an die Preisliste des Verlags zu halten. Die vom Verlag gewährte 
Mittlerprovision darf an die Auftraggeber weder ganz noch teilweise 
weitergegeben werden. 

d.	 Die in der Anzeigenpreisliste bezeichneten Nachlässe werden nur für 
die innerhalb eines Jahres erscheinenden Anzeigen eines 
Werbungstreibenden gewährt. Die Frist beginnt mit dem Erscheinen 
der ersten Anzeige. Die Belegung von Bezirks- bzw. Teilausgaben oder 
sonstigen Verlagsdruckschriften mit eigenen Preisen gilt als gesonderter 
Auftrag, für die betreffende Ausgabe oder Kombination ist ein 
gesonderter Abschluss zu tätigen. 

e.	 Der Werbungstreibende hat rückwirkend Anspruch auf den 
seiner tatsächlichen Abnahme von Anzeigen innerhalb Jahresfrist 
entsprechenden Nachlass, wenn er zu Beginn der Frist einen 
Abschluss getätigt hat, der aufgrund der Preisliste zu einem Nachlass 
von vornherein berechtigt. Die Ansprüche auf Nachvergütung oder 
Nachbelastung entfallen, wenn sie nicht binnen drei Monaten nach 
Ablauf des Abschlussjahres geltend gemacht werden. 

f.	 Nicht sofort erkennbare Mängel der Druckunterlagen, die erst beim 
Druckvorgang deutlich werden, begründen für die Auftraggeber 
keinen Anspruch auf Zahlungsminderung oder Ersatz wegen 
ungenügenden Abdrucks. 

g.	 Änderungen oder Stornierungen sind schriftlich mit genauer Angabe 
des Textes und der Ausgabe spätestens bis zum Anzeigenschlusster-

min, bei Beilagenaufträgen wenigstens 30 Tage vor dem Streutermin, 
zu übermitteln. Bei Abbestellung gehen ggf. bereits entstandene 
Herstellungs- oder Vorbereitungskosten zu Lasten des Auftraggebers.  
Bei telefonisch aufgegebenen Anzeigen, Termin- oder Aus-
gabenänderungen, Textkorrekturen und Abbestellungen übernimmt 
der Verlag für Übermittlungsfehler keine Haftung. Ebenfalls haftet der 
Verlag nicht für Fehler aufgrund undeutlicher schriftlicher Aufträge. 

h.	 Unterläuft bei der Wiederholung einer Anzeige der gleiche Fehler 
wie in der ersten Veröffentlichung, so sind Ansprüche auf Zahlungs-
minderung oder Ersatz ausgeschlossen, wenn der Auftraggeber nach 
der ersten Veröffentlichung nicht sofort reklamiert hat. 

i.	 Platzierungswünsche bedeuten einen Aufschlag v. 10 % auf den 
4c-Listenpreis und werden nach den gegebenen Möglichkeit-
en berücksichtigt. Die Auswahl bestimmter Textseiten und ein 
Ausschluss von Wettbewerbsanzeigen können nicht verbindlich 
vereinbart werden. 

j.	 Der Auftraggeber gewährleistet, dass er alle zur Schaltung der 
Anzeige erforderlichen Rechte besitzt. Der Auftraggeber trägt allein 
die Verantwortung für den Inhalt und die rechtliche Zulässigkeit der 
für die Insertion zur Verfügung gestellten Text- und Bildunterlagen 
sowie der zugelieferten Werbemittel. Er stellt den Auftragnehmer 
im Rahmen des Anzeigenauftrags von allen Ansprüchen Dritter 
frei, die wegen der Verletzung gesetzlicher Bestimmungen oder 
aufgrund presserechtlicher Vorschriften entstehen können. 
Bei Veröffentlichung von Gegendarstellungen bestimmen sich 
die zu ersetzenden Kosten nach Maßgabe des Anzeigentarifs. 
Ferner wird der Auftragnehmer von den Kosten zur notwendigen 
Rechtsverteidigung freigestellt. Der Auftraggeber ist verpflichtet, 
den Auftragnehmer nach Treu und Glauben mit Informationen und 
Unterlagen bei der Rechtsverteidigung gegenüber Dritten zu unter-
stützen. Der Auftraggeber überträgt dem Auftragnehmer sämtliche 
für die Nutzung der Werbung in Print- und Online-Medien aller Art, 
einschließlich Internet, erforderlichen urheberrechtlichen Nutzungs-, 
Leistungsschutz- und sonstigen Rechte, insbesondere das Recht 
zur Vervielfältigung, Verbreitung, Übertragung, Sendung, öffentliche 
Zugänglichkeitsmachung, Entnahme aus einer Datenbank und zum 
Abruf, und zwar zeitlich und inhaltlich in dem für die Durchführung 
des Auftrags notwendigen Umfang. Vorgenannte Rechte werden in 
allen Fällen örtlich unbegrenzt übertragen.

k.	 Bei Fließsatzanzeigen besteht kein Anspruch auf Belegaus- schnitt. 
Bei Wiederholungsanzeigen erhält der Auftraggeber einen Anzei-
genausschnitt nur von der ersten Anzeige. 

l.	 Änderungen der Anzeigenpreisliste werden mit dem Zeitpunkt des 
Inkrafttretens auch für laufende Aufträge wirksam, sofern nicht 
ausdrücklich eine andere Vereinbarung getroffen ist. 

m.	Der Verlag ist berechtigt, die bezüglich der Geschäftsbedingungen 
erforderlichen Daten, gleich, ob diese vom Auftraggeber selbst oder 
von Dritten stammen, im Sinne des Bundesdatenschutzgesetzes 
zu verarbeiten. 
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ALLGEMEINE GESCHÄFTSBEDINGUNGEN 

für das Werbegeschäft in Digitalen-Medien

1.	 Werbeauftrag 
„Werbeauftrag“ im Sinne der nachfolgenden Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen ist der Vertrag über die Schaltung eines 
Werbemittels oder mehrerer Werbemittel in Informations- und 
Kommunikationsdiensten, insbesondere dem Internet, zum Zwecke 
der Verbreitung  
Für den Werbeauftrag gelten ausschließlich die Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen sowie die Preisliste des Anbieters, die einen 
wesentlichen Vertragsbestandteil bildet. Die Gültigkeit etwaiger 
Allgemeiner Geschäftsbedingungen des Auftraggebers oder sonstiger 
Inserenten ist, soweit sie mit diesen allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen nicht übereinstimmen, ausdrücklich ausgeschlossen. Bei 
Aufträgen für Werbeschaltungen, die sich auf Online-Medien und 
andere Medien beziehen, gelten die jeweiligen Allgemeinen Ges-
chäftsbedingungen für das betreffende Medium entsprechend. 

2.	 Werbemittel 
Ein Werbemittel im Sinne dieser Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen kann zum Beispiel aus einem oder mehreren der genannten 
Elemente bestehen: 
aus einem Bild und/oder Text, aus Tonfolgen und/oder Bewegtbildern 
(u. a. Banner), aus einer sensitiven Fläche, die bei Anklicken die 
Verbindung mittels einer vom Auftraggeber genannten Online-Adres-
se zu weiteren Daten herstellt, die im Bereich des Auftraggebers 
liegen (z. B. Link). 
Werbemittel, die aufgrund ihrer Gestaltung nicht als solche erkennbar 
sind, werden als Werbung deutlich kenntlich gemacht. 

3.	 Vertragsschluss 
Vorbehaltlich entgegenstehender individueller Vereinbarungen 
kommt der Vertrag grundsätzlich durch schriftliche oder durch E-Mail 
erfolgende Bestätigung des Auftrags zustande. Auch bei mündlichen 
oder fernmündlichen Bestätigungen liegen die Allgemeinen Ges-
chäftsbedingungen zugrunde.  
Soweit Werbeagenturen Aufträge erteilen, kommt der Vertrag im 
Zweifel mit der Werbeagentur zustande, vorbehaltlich anderer 
schriftlicher Vereinbarungen. Soll ein Werbungtreibender Auftrag-
geber werden, muss er von der Werbeagentur namentlich benannt 
werden. Die Anbieter sind berechtigt, von den Werbeagenturen einen 
Mandatsnachweis zu verlangen.  
Werbung für Waren oder Leistungen von mehr als einem Werbung-
treibenden oder sonstigen Inserenten innerhalb eines Werbeauftritts 
(z. B. Banner-, Pop-up-Werbung etc.) bedürfen einer zusätzlichen 
schriftlichen oder durch E-Mail geschlossenen Vereinbarung.

4.	 Abwicklungsfrist 
Ist im Rahmen eines Abschlusses das Recht des Auftraggebers zum 
Abruf einzelner Werbemittel eingeräumt, so ist der Auftrag innerhalb 
eines Jahres seit Vertragsabschluss abzuwickeln. 

5.	 Auftragserweiterung 
Bei Abschlüssen ist der Auftraggeber berechtigt, innerhalb der 
vereinbarten bzw. der in Ziffer 4 genannten Frist unter dem Vorbehalt 
vorhandener Kapazität auch über die im Auftrag genannte Menge 
hinaus weitere Werbemittel abzurufen. 

6.	 Nachlasserstattung 
Wird ein Auftrag aus Umständen nicht erfüllt, die der Anbieter nicht 
zu vertreten hat, so hat der Auftraggeber, unbeschadet etwaiger 
weiterer Rechtspflichten, den Unterschiedsbetrag zwischen dem 
gewährten und dem der tatsächlichen Abnahme entsprechenden 
Nachlass dem Anbieter zu erstatten. 
Der Auftraggeber hat, wenn nichts anderes vereinbart, rückwirkend 
Anspruch auf den seiner tatsächlichen Abnahme von Werbemitteln 
innerhalb eines Jahres entsprechenden Nachlass, wenn er zu Beginn 
der Frist einen Vertrag abgeschlossen hat, der aufgrund der Preisliste 
zu einem Nachlass von vornherein berechtigt. 
Der Anspruch auf den Nachlass erlischt, wenn er nicht innerhalb von 
drei Monaten nach Ablauf der Jahresfrist geltend gemacht wird. 

7.	 Datenanlieferung 
Der Auftraggeber ist verpflichtet vollständige, fehler- und virenfreie 
sowie ordnungsgemäße, insbesondere dem Format oder technischen 
Vorgaben des Auftragnehmers entsprechende Werbemittel recht-

zeitig, das heißt spätestens 6 Werktage vor dem Schaltungstermin an-
zuliefern. Macht der Auftraggeber nach Anlieferung, aber vor Schal-
tung der Werbemittel Änderungswünsche in Bezug auf den Zeitpunkt 
oder die Dauer der Schaltung oder den Austausch des Werbebanners 
geltend, wird der Auftragnehmer diesen Änderungswünschen nach 
Möglichkeit nachkommen, sofern die Änderungswünsche schriftlich 
bei dem Auftragnehmer eingegangen sind und kein unzumutbarer 
Mehraufwand oder Schaden entsteht.  
Wird ein Vertrag durch den Auftragnehmer nicht oder falsch 
durchgeführt, weil der Auftraggeber seine Mitwirkungspflichten 
verletzt, das heißt die Daten nicht rechtzeitig oder fehlerhaft 
abgeliefert hat, so besteht der vereinbarte Vergütungsanspruch des 
Auftragnehmers fort.  
Kosten des Auftragnehmers für vom Auftraggeber gewünschte oder 
zu vertretende Änderungen des Werbemittels hat der Auftraggeber 
zu tragen. Für die redaktionelle Abstimmung benennen die Parteien 
jeweils eine verantwortliche Person.  
Die Pflicht des Auftragnehmers zur Aufbewahrung des Werbemittels 
endet drei Monate nach seiner letztmaligen Verbreitung. 

8.	 Chiffrewerbung 
Für den Fall, dass Chiffrewerbung geschaltet werden kann, werden 
die Eingänge vier Wochen aufbewahrt oder gespeichert. Zuschriften, 
die in dieser Zeit nicht abgeholt oder abgerufen wurden, werden 
vernichtet bzw. gelöscht.  
Briefe, die das zulässige Format DIN A 4 (Gewicht 50 g) überschreit-
en, sowie Waren-, Bücher-, Katalogsendungen und Päckchen werden 
nicht entgegengenommen. Eingehende E-Mails werden nur bis zu 
einer Datenmenge von 300 Kilobyte pro E-Mail weitergeleitet. 

9.	 Ablehnungsbefugnis 
Der Anbieter behält sich vor, Werbeaufträge - auch einzelne Abrufe 
im Rahmen eines Abschlusses - abzulehnen bzw. zu sperren, 
wenn	
•	deren Inhalt gegen Gesetze oder behördliche Bestimmungen 

verstößt oder
•	deren Inhalt vom Deutschen Werberat in einem Beschwerdever-

fahren beanstandet wurde oder
•	deren Veröffentlichung für den Anbieter wegen des Inhalts, der 

Herkunft oder der technischen Form unzumutbar ist. 
Insbesondere kann der Anbieter ein bereits veröffentlichtes 
Werbemittel zurückziehen, wenn der Auftraggeber nachträglich 
Änderungen der Inhalte des Werbemittels selbst vornimmt oder 
die Daten nachträglich verändert werden, auf die durch einen Link 
verwiesen wird und hierdurch die Voraussetzungen des Absatzes 1 
erfüllt werden. Der Auftragnehmer ist zu einer Prüfung der Werbung 
vor der Schaltung und Veröffentlichung des Werbemittels nicht 
verpflichtet. 

10.	Pflichten des Auftraggebers/ Rechtegewährleistung  
Der Auftraggeber versichert, dass die von ihm zur Verfügung 
gestellten Daten so ausgestaltet sind, dass sie nicht gegen geset-
zliche Bestimmungen verstoßen. Wurde der Auftraggeber wegen 
des Inhalts eines Werbemittels bereits abgemahnt oder hat er eine 
Unterlassungsverpflichtung abgegeben, so hat er den Auftragnehmer 
unverzüglich darüber zu informieren. 
Der Auftraggeber gewährleistet, dass er alle zur Schaltung des Wer-
bemittels erforderlichen Rechte besitzt. Der Auftraggeber stellt den 
Anbieter im Rahmen des Werbeauftrags von allen Ansprüchen Dritter 
frei, die wegen der Verletzung gesetzlicher Bestimmungen entstehen 
können. Ferner wird der Anbieter von den Kosten zur notwendigen 
Rechtsverteidigung freigestellt. Der Auftraggeber ist verpflichtet, den 
Anbieter nach Treu und Glauben mit Informationen und Unterlagen 
bei der Rechtsverteidigung gegenüber Dritten zu unterstützen. 
Der Auftraggeber überträgt dem Anbieter sämtliche für die Nutzung 
der Werbung in Online-Medien aller Art, einschließlich Internet, 
erforderlichen urheberrechtlichen Nutzungs-, Leistungsschutz- und 
sonstigen Rechte, insbesondere das Recht zur Vervielfältigung, Verb-
reitung, Übertragung, Sendung, Entnahme aus einer Datenbank und 
Abruf, und zwar zeitlich und inhaltlich in dem für die Durchführung 
des Auftrags notwendigen Umfang. Vorgenannte Rechte werden 

in allen Fällen örtlich unbegrenzt übertragen und berechtigen zur 
Schaltung mittels aller bekannten technischen Verfahren sowie aller 
bekannten Formen der Online-Medien.

11.	Gewährleistung des Anbieters 
Der Anbieter gewährleistet im Rahmen der vorhersehbaren 
Anforderungen eine dem jeweils üblichen technischen Standard 
entsprechende, bestmögliche Wiedergabe des Werbemittels. Dem 
Auftraggeber ist jedoch bekannt, dass es nach dem Stand der Technik 
nicht möglich ist, ein von Fehlern vollkommen freies Programm zu 
erstellen. Die Gewährleistung gilt nicht für unwesentliche Fehler.  
Ein unwesentlicher Fehler in der Darstellung der Werbemittel liegt 
insbesondere vor, wenn er hervorgerufen wird
•	durch die Verwendung einer nicht geeigneten Darstellungssoft- 

und/oder Hardware (z. B. Browser) oder
•	durch Störung der Kommunikationsnetze anderer Betreiber oder
•	durch Rechnerausfall aufgrund Systemversagens
•	durch unvollständige und/oder nicht aktualisierte Angebote auf so 

genannten Proxies (Zwischenspeichern) oder 
•	durch einen Ausfall des Ad-Servers, der nicht länger als 24 Stunden 

(fortlaufend oder addiert) innerhalb von 30 Tagen nach Beginn der 
vertraglich vereinbarten Schaltung andauert.  
Bei einem Ausfall des Ad-Servers über einen erheblichen Zeitraum 
(mehr als 10 Prozent der gebuchten Zeit) im Rahmen einer 
zeitgebundenen Festbuchung entfällt die Zahlungspflicht des 
Auftraggebers für den Zeitraum des Ausfalls. Weitere Ansprüche 
sind ausgeschlossen.  
Bei ungenügender Wiedergabequalität des Werbemittels hat der 
Auftraggeber Anspruch auf Zahlungsminderung oder eine einwand-
freie Ersatzwerbung, jedoch nur in dem Ausmaß, in dem der Zweck 
des Werbemittels beeinträchtigt wurde. Bei Fehlschlagen oder 
Unzumutbarkeit der Ersatzwerbung, hat der Auftraggeber ein Recht 
auf Zahlungsminderung oder Rückgängigmachung des Auftrags.  
Sind etwaige Mängel bei den Werbungsunterlagen nicht offenkun-
dig, so hat der Auftraggeber bei ungenügender Veröffentlichung 
keine Ansprüche. Das gleiche gilt bei Fehlern in wiederholten Wer-
beschaltungen, wenn der Auftraggeber nicht vor Veröffentlichung 
der nächstfolgenden Werbeschaltung auf den Fehler hinweist. 

12.	Leistungsstörungen 
Fällt die Durchführung eines Auftrags aus Gründen aus, die der Anbi-
eter nicht zu vertreten hat (etwa softwarebedingt oder aus anderen 
technischen Gründen), insbesondere wegen Rechnerausfalls, höherer 
Gewalt, Streik, aufgrund gesetzlicher Bestimmungen, Störungen auf 
dem Verantwortungsbereich von Dritten (z. B. anderen Providern), 
Netzbetreibern oder Leistungsanbietern oder aus vergleichbaren 
Gründen, so wird die Durchführung des Auftrags nach Möglichkeit 
nachgeholt. Bei Nachholung in angemessener und für den Auf-
traggeber zumutbarer Zeit nach Beseitigung der Störung bleibt der 
Vergütungsanspruch des Anbieters bestehen. 

13.	Haftung 
Schadensersatzansprüche aus positiver Forderungsverletzung, 
Verschulden bei Vertragsschluss und unerlaubter Handlung bestehen 
nur bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit des Anbieters, seines 
Vertreters oder Erfüllungsgehilfen. Dies gilt nicht für die Haftung 
für zugesicherte Eigenschaften und für die Verletzung wesentlicher 
Vertrags- pflichten; im letzten Fall ist die Haftung auf den vorherseh-
baren Schaden beschränkt.  
Schadensersatzansprüche aus Unmöglichkeit der Leistung und 
Verzug sind bei leichter Fahrlässigkeit beschränkt auf Ersatz des 
vorhersehbaren Schadens.  
Bei grober Fahrlässigkeit des einfachen Erfüllungsgehilfen ist die 
Haftung gegenüber Unternehmern dem Umfang nach auf den 
vorhersehbaren Schaden beschränkt. Die gilt nicht für die Verletzung 
wesentlicher Vertragspflichten.  
Die Haftung für Schäden aus der Verletzung von Leben, Körper, 
Gesundheit und die Haftung nach dem Produkthaftungsgesetz bleibt 
unberührt; diese richtet sich nach den gesetzlichen Vorschriften.  
 

14.	Preisliste 
Es gilt die im Zeitpunkt der Auftragserteilung veröffentlichte Preisliste. 
Gegenüber Unternehmen bleibt eine Änderung vorbehalten. 
Für vom Anbieter bestätigte Aufträge sind Preisänderungen allerdings 
nur wirksam, wenn sie vom Anbieter mindestens einen Monat vor 
Veröffentlichung des Werbemittels angekündigt werden. 
Im Falle einer Preiserhöhung steht dem Auftraggeber ein Rücktritts-
recht zu. Das Rücktrittsrecht muss innerhalb von 14 Tagen nach 
Erhalt der Mitteilung über die Preiserhöhung ausgeübt werden.  
Nachlässe bestimmen sich nach der jeweils gültigen Preisliste. Wer-
beagenturen und sonstige Werbemittler sind verpflichtet, sich in ihren 
Angeboten, Verträgen und Abrechnungen mit den Werbungtreibend-
en an die Preislisten des jeweiligen Anbieters zu halten. 

15.	Zahlungsverzug 
Bei Zahlungsverzug oder Stundung werden Zinsen und Einziehu-
ngskosten berechnet. Der Anbieter kann bei Zahlungsverzug die 
weitere Ausführung des laufenden Auftrags bis zur Zahlung zurück-
stellen und für die restliche Schaltung Vorauszahlung verlangen.  
Objektiv begründete Zweifel an der Zahlungsfähigkeit des Auftrag-
gebers berechtigen den Anbieter, auch während der Laufzeit des 
Vertrages, das Erscheinen weiterer Werbemittel ohne Rücksicht auf 
ein ursprünglich vereinbartes Zahlungsziel von der Vorauszahlung 
des Betrages und von dem Ausgleich offenstehender Rechnungsbe-
träge abhängig zu machen. 

16.	Auftragsstornierung 
Der Auftraggeber kann das Vertragsverhältnis nach dessen Zustande-
kommen stornieren, wobei die Stornierung schriftlich gegenüber 
dem Auftragnehmer erfolgen muss. Eine kostenfreie Stornierung ist 
bis zu einer Woche vor Beginn der vereinbarten Leistungserbringung 
möglich. Wird diese Stornierungsfrist nicht eingehalten, erhält der 
Auftragnehmer eine Ausfallpauschale in Höhe von 15 % des Nettoauf-
tragswertes zuzüglich der auf diesen Betrag anfallenden gesetzlichen 
Mehrwertsteuer. Die Ausfallpauschale wird mit der Stornierung fällig. 
Nach Beginn der Leistungserbringung durch den Auftragnehmer ist 
eine Stornierung ausgeschlossen. 

17.	Laufzeit/Kündigung 
(1) Der Vertrag endet nach der zwischen den Parteien vereinbarten 
Vertragslaufzeit.  
(2) Sofern eine ausdrückliche Vertragslaufzeit nicht vereinbart wurde, 
sind die Schaltungen der Werbemittel im Zweifel innerhalb eines 
Jahres seit Vertragsabschluss vom Auftraggeber abzurufen.  
(3) Das Recht zur außerordentlichen Kündigung aus wichtigem 
Grund bleibt unberührt. Kündigungen von Werbeaufträgen müssen 
schriftlich oder per E-Mail erfolgen. 

18.	Datenschutz 
Der Werbeauftrag wird unter Berücksichtigung der geltenden daten-
schutzrechtlichen Bestimmungen abgewickelt. 

19.	Vertraulichkeit 
Die Parteien verpflichten sich, über alle Einzelheiten des Vertragsver-
hältnisses sowie über Geschäftsgeheimnisse, über die sie im Rahmen 
der Durchführung dieses Vertrags Kenntnis erlangen, Stillschweigen 
zu bewahren. Die Verpflichtung besteht auch nach der Beendigung 
des Vertragsverhältnisses fort. 

20.	Erfüllungsort/Gerichtsstand 
Erfüllungsort ist der Sitz des Anbieters. 
Im Geschäftsverkehr mit Kaufleuten, juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts oder bei öffentlich-rechtlichem Sondervermögen 
ist bei Klagen Gerichtsstand der Sitz des Anbieters. Soweit Ansprüche 
des Anbieters nicht im Mahnverfahren geltend gemacht werden, 
bestimmt sich der Gerichtsstand bei Nicht-Kaufleuten nach deren 
Wohnsitz. Es gilt deutsches Recht.

21.	Ist der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt des Auftraggebers, 
auch bei Nicht-Kaufleuten, im Zeitpunkt der Klageerhebung 
unbekannt oder hat der Auftraggeber nach Vertragsschluss seinen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt aus dem Geltungsbereich 
des Gesetzes verlegt, ist als Gerichtsstand der Sitz des Anbieters 
vereinbart, wenn der Vertrag schriftlich geschlossen wurde. 
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